
politische Gegner des Adenauer-Regimes, die bereits 
abgeurteilt sind und deshalb kein gesetzliches Zeugnis­
verweigerungsrecht mehr haben, als Belastungszeugen 
gegen ihre politischen Freunde zu laden. Unter An­
drohung der Beugehaft sollen sie zur Aufgabe ihrer 
politischen Gesinnung und zum Verrat ihrer Freunde 
gezwungen werden. Sind sie zum Verrat nicht bereit, 
so werden sie durch die Anwendung der Beugehaft 
erneut bestraft, ohne daß ein Strafverfahren gegen sie 
durchgeführt worden wäre, ja, ohne daß sie einer straf­
baren Handlung auch nur verdächtigt worden wären. 
Gebeugt soll werden, wer es ablehnt, Verrat zu üben 
und Gesinnungslumperei zu treiben. Bezeichnender­
weise wird diese Praxis nur gegen konsequente Demo­
kraten, Friedensfreunde und Gegner des Adenauer- 
Regimes angewandt. Noch kein einziger Fall ist bekannt 
geworden, in dem die Beugehaft gegen einen ehemali­
gen SS-Banditen oder KZ-Aufseher verhängt worden 
wäre,- der sich weigerte, Aussagen gegen einen ehe­
maligen Mordkumpan zu machen. Für ihre willkürliche 
Praxis kommt den Sonderstrafkammern zu Hilfe, daß 
die Beugehaft fakultativ angedroht ist. Es liegt also 
ganz in der Hand der Richter, den Terror in die ge­
wünschte Richtung zu lenken.
Die westdeutsche Gesetzgebung, die in der Lage war, 
die vielfältigsten Bestimmungen zur Unterdrückung der 
Demokratie zu schaffen, hat es nicht für erforderlich 
gehalten, die Bestimmungen über die Beugehaft aus der 
Strafprozeßordnung zu entfernen, obschon die juri­
stische Inkonsequenz und der antidemokratische Inhalt 
des § 70 StPO offensichtlich sind2.
Über den Sinn des § 70 StPO erklärt die westdeutsche 
Prozeßrechtstheorie lediglich recht allgemein, daß 
„damit die Durchsetzung der Zeugnis- und Eidespflicht“ 
gesichert werden solle3.
Es ist offensichtlich, daß die Erzwingung von Zeugen­
aussagen praktisch nur in zwei Gruppen von Fällen in 
Betracht kommt. Das ist einmal gegenüber dem bereits 
verurteilten Mittäter bei kriminellen Delikten, der aus 
seiner Komplicenstellung heraus nicht aussagen will. 
Eine mit Androhung von Beugehaft erzwungene und in 
aller Regel nicht die volle Wahrheit enthaltende Aussage 
ist aber nicht nur wertlos, sondern sogar schädlich, weil 
ein darauf beruhendes Urteil notwendig falsch sein 
muß. Es bedarf aus diesem Grund keiner gesetzlichen 
Handhabe zur Zeugniserzwingung gegenüber dem Kom­
plicen des Angeklagten. Daß die westdeutschen Gerichte 
ganz überwiegend diese Auffassung teilen, haben sie

2 Selbst Kleinknecht-Müller-Reitberger,' Kommentar zur StPO, 
Dortmund 1954, müssen zugeben, daß die Beugehart eine 
„stark in die persönliche Freiheit des Zeugen eingreifende 
Maßnahme“ ist.
3 ebenda.

durch die ständige Nichtanwendung des § 70 StPO auf 
kriminelle Delikte bewiesen.
Darüber hinaus kann die Erzwingung einer Zeugenaus­
sage nur noch gegenüber Menschen praktisch werden, 
die die Verhaltensweise des vor Gericht stehenden 
Angeklagten nicht als Verbrechen und ihn selbst nicht 
als Verbrecher ansehen, die vielmehr in dessen huma­
nistischer Haltung und Gesinnung mit ihm überein­
stimmen und aus diesem Grund zu keiner Aussage be­
reit sind. Das ist allerdings nur denkbar in einem Staat, 
in dem die Mehrheit der Bürger die politischen Sonder­
strafgesetze und ihre Anwendung durch die Gerichte 
nicht als Recht anerkennen. Die Strafrechtspraxis steht 
aber nur dort im Widerspruch zu den politisch-mora­
lischen Auffassungen der Mehrheit der Werktätigen, wo 
— wie in Westdeutschland — eine militaristische Min­
derheit ihren verbrecherischen Willen gegen die Inter­
essen der Mehrheit durchsetzen will.
Wie bekannt, enthält die im Jahre 1952 in Kraft getre­
tene Strafprozeßordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik keine Bestimmung über die Zeugniserzwin­
gung mehr. Sie kennt lediglich Ordnungsstrafen gegen 
den Zeugen, der trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht 
zum Termin erscheint. Weder die Rechtswissenschaft 
noch die Richter und Staatsanwälte in der DDR haben 
eine dem § 70 der westdeutschen StPO ähnliche Be­
stimmung vermißt. Es hat sich erwiesen, daß in einem 
Staat, in dem die Interessen der Bürger mit denen des 
Staates identisch sind, eine gesetzliche Bestimmung über 
die Zeugniserzwingung überflüssig ist. Kein Bürger der 
DDR verweigert den Gerichten seines Staates die Mit­
hilfe beim Finden einer gerechten Entscheidung. Jeder 
ist vielmehr bestrebt, einen Täter, der sich gegen die 
Interessen der Gesellschaft vergangen hat, der notwen­
digen Erziehung zuzuführen. Es gibt auch umgekehrt 
keine Fälle, in denen ein als Zeuge benannter Bürger 
sich geweigert hätte, durch seine Aussage einen Ent­
lastungsbeweis anzutreten.
Wenn demgegenüber in Westdeutschland die Gesetz­
gebung sich für die Beibehaltung des § 70 StPO ent­
schied und wenn die politische Sonderjustiz gegenwärtig 
verstärkt Beugehaft anwendet, so kann das nicht als 
Zufall gewertet werden. Die Beugehaft soll ganz be­
wußt diejenigen treffen, die durch die Verweigerung 
ihrer Aussage vor aller Öffentlichkeit zu erkennen 
geben, daß sie den Adenauerstaat und dessen rück­
sichtslose Anwendung des Gesinnungsstrafrechts für 
unmoralisch und ungerecht halten, und nicht bereit 
sind, den Justizterror zu unterstützen.
Die Anwendung der Beugehaft gegen politische. Gegner 
entlarvt den Adenauerstaat einmal mehr als einen 
Staat des Unrechts und der offenen Gesinnungsverfol­
gung.
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Grundsätze des neuen Strafprozefprechts der RSFSR
Die grundlegenden Veränderungen im ökonomischen, 
politischen und kulturellen Leben der Sowjetunion er­
fordern die Ausarbeitung einer Reihe neuer Gesetze, 
die diesen neuen gesellschaftlichen Verhältnissen ent­
sprechen. Demgemäß nahm der Oberste Sowjet der 
RSFSR am 27. Oktober 1960 drei neue Gesetze an: ein 
Strafgesetzbuch1, eine Strafprozeßordnung und ein 
Gerichtsverfassungsgesetz.

1 vgl. hierzu Boldyrew, Die neue Strafgesetzgebung der 
RSFSR, NJ 1961 S. 401 ff.

Die frühere StPO war noch zu Lebzeiten Lenins, im 
Jahre 1923, in Kraft getreten. In die neue StPO wurde 
all das übernommen, was sich im Leben bewährt und in 
der Praxis gefestigt hatte; gleichzeitig wurden solche 
Bestimmungen herausgelassen, die den Aufgaben der 
sozialistischen Rechtspflege in der Periode des voll­
entfalteten Aufbaus des Kommunismus nicht ent­
sprechen, und andere unter Berücksichtigung der neuen 
Bedingungen weiterentwickelt.
Die neue StPO, die 413 Artikel umfaßt, hat sich von der 
Systematik entsprechend der Organisation der Straf-
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